
. Bayerischer Landtag 
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Berid1t 
des Untersuclnmgsaussclrnsscs zur Priifuug 

clcr Ha ushaltsiibcrschreitungen 
beim Ausbau des Residenz· Theaters 

hier: Uuiersuclrnng der Vorgäuge beim Neubau 
eines Wohngebäudes für den Regierungs­
präsidenlen in Augsburg, 

l n Durchführung des Landtagsbeschlusses vom 
7. September 1951 (Beilage 1420), der wie folgt lautet: 

Der zur Zeit mit der Angelegenheit Resi­
denz-Theater beschäftigte Untersuchungsaus­
schuß erhält den Auftrag;, seine Untersuchun­
gen - wenn nötig - auch auf die Abwicklung 
jener staatlichen Bauvorhaben und die hier­
bei tätigen Behqrden auszudehnen, die zu 
öffentlichen Beanstanclung·ei1 Anlaß geg·eben 
haben (Privatvillen,· Finanzministerium). 

hat sich der Untersuchungsausschuß fiir den Resi­
denz-Theater-Neubau mit der ·Angelegenheit des 
Neubaus des Wohngebäudes für den Regierungs­
präsidenten in Augsburg in 15 Sitzungen beschäftigt. 

Der Untersuchungsausschuß, der sich aus 11 Ab­
geordneten zusammensetzt, wählte den 

Abgeordneten Dr. Bung·artz (FDP) zum Vor­
sitzenden, 

.Abg·eordneten Dr.Lenz (CSU) zum slellv. Vor­
sitzenden, 

Abgeordneten Beier (SPD) zum Berichterstatter, 
Abgeordneten Lang· (BP) zum Mitbericht­

e1·statter. 

Den Beratungen des Untersuchungsausschusses lag 
der Bericht des Bayer. Obersten Rechnung·shofs für 
das Rechnungsjahr 1950 und der ergänzende Bericht 
vorn .l8. Januar i 954 V /11 5900 - T 65/51 an das 
bayerische Staatsministerium des Innern zugrunde. 
Außerdem stützt sich seine Entscheidung auf Zeu­
genaussag·en. Als Zeugen wurden vernommen von 
der Obersten Baubehörde: Ministerialrat Berndt, 
Ministerialrat Salisko, Regierungsbaudirektor Eitel, 
H egierungsamüuaun Obermeier, vom· Finanzmini­
sterium: Mi1üsterialclirige11t Dr. Barbarino, Ober­
reg·ierungsrat Racllmaier, Amtsrat Mayerhöfer, Amts­
rat Geyer, Oberregierungsrat Sieber (beide jetzt 
beim Obersten Rechnungshof), \'On der Regierung 
in Schwaben: Regierung·spräsiclent Mal'lini, Regie­
rnngshaudirektor ·v olled, Referent der Bauleitung 
bei der Regierung in Schwaben, Regierungs­
bau rat Schmidt, Referent der Bauabteilung bei der 
Regierung in Schwaben, vom Landbauamt Schwa­
hen: Regierungsbauclireki.or Bauscllinger, Bauamts­
inspektor Reich und von den Baufirmen Bauunter­
nehmer Deurer. 
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Der Oberst~ Rechnungshof hat iii seinem Unler~ 
suc.hung·sergebnis vom 18. Januar 1954 folgende Fra~' 
gen g·epriift: ·· 
1. den vorzeitigen Baubeg·ürn, hierbei die Verant­

wortlichkeit 
a) 9.es Regierungspräsidenten Martini, 
b) der Obersten Baubehörde; 

2. die Kos len iiberschrei Lungen, und zwar 
a) die Kostenmehrungen durch Änderung dei 

G.ebäudeslandplatz<".s iiach Baubeg·üm, 
b) die Kosleu, die zu Unrecht auf die Staatskasse 

iibernommen 'iYnrclen, und zwar 
1. durch Beschaffung von Spiegeln, Glasgale. 

rien und Handtuchhalteru, 
2. clurCh Beschaffung eines Kokswag·ei1s ünd 

Bidets, .. 
3. durch Kosten für Trockenhaltung der Neu~ · 

hauräume, 
4. a) durch Ausführung zwar zweCkmäfüger, 

jedoch niCht veranschlag·ter Arbeiten, . 
b) durch Ausführung entbehrlicher, nicht 

veranschlagter Arbeiten, durch bess'fa·e 
Ausfiihrung veranschlagter Arbeitci11, 
jedoch ohne Mittelbewillig·ung· für nach-· 
stehende Mehrarbeiten, 

c) durch anfallende Zinsbeträge, die durch .> 
ungedeclde Firmenrechnungen · ent-, · 
standen, 

cl) durch verlorenen Bauaufwand infolge·· 
naChträgliCher Änderungen, 

5. durch unnötige und aufwendige Anlag·eii, 
6. durch Regiearbeiten uucl außervertragli~he 

Arbeiten, · · 

7. durch Dienstwohn~rng - Mietwohnung. 

A. Tatbestand des vorzeitigen Baubeginns 

Am 20. Juni 1949 wurde Herr Martini zum Re~•· 
gierungspräsidenten von Schwaben in Augsburg ei<­
nannt und am 13. Juli 1949 in sein Amt eingewiesen. 
Gelegentlich der Amtseinführung besprach der Re~ 
gierungspräsident seine Wohnungsfrage mit dem da:..:· ·· 
maligeu Siaatsminister Dr. Ankermüller und bei · 
seinen AntriHs.besuchen. mit dem Ministerpräsiden-
t:en Dr. Eharcl und dem damaligen Finanzminister. 
Dr. Kraus. Von allen Staatsministern wurde die Re-~ 
gelung der Wohn ung.sfrage im dienstlichen Interesse 
für notwendig erachtet. Eine direkte Einwirkung. 
auf den Gang· der Verhandlungen oder auf die Bau­
ausfiihrung durch Mitglieder· der bayerischen Staats, · 
reg·ierung ist durch nichts erwiesen. 

NaCh Zeugenaussagen fand am 30. September 
1949 mit den Vertretern der Obersten Baubehörde 
und Regierung·spräsidenten Martini im Staatsmü:ii­
sterium der Finanzen eine Besprechung slatt. Der· 
wirkliche Inhalt dieser Besprechung konnte nicht 
zweifelsfrei geklärt werden. Während ein Teil der 
Zeugen bekundet, daH der ·Neubau der Präsidial­
wohnung erörtert wurde, sagt der andere Teil, daß. 
es sich um die Fortführung des Baues des Kremer­
hauses gehandelt habe. Regierung·spräsiclent Mai·­
iini hat als Zeuge ausg·esagt, daß. er aus dieser Sit­
zung gegangen sei in dem Bewußtsein, daß mit dem 
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Bau begonnen werden könne. Diese Darstellung 
wurde durch die Zeugen Berndt und Dr. Barbarino 
nicht bestätigt. Auch eine anfänglich von dem Zeu­
gen Obermeier aufgestellte Behauptung, er sei bei 
der ersten Besprechung dabei gewesen, konnte der 
Zeuge nicht aufrechterhalten. 

Ministerialdirigent Dr. Barbarino hat sowohl in 
seiner schriftlichen Darlegung vom 17. Februar 1954 
als auch in seiner Zeugenaussage am 18. Februar 1954 
erklärt, daß es sich bei dieser Unlerhaltung nur um 
die. Fortführung des Kreiuerhauses (Dienstgebäude) 
gehandelt haben könne. Erst am 22. Oktober 1949 
habe er festgestellt, da.fl es sich beim Bau der Präsi­
dialwohnung um eine Sonderangelegenheit handle. 

, · Weder im außerordentlichen Haushaltsplan 1948 
noch in dem des Jahres 1949 standen Haushaltsmit­
tel für den Bau des Wohngebäudes des Regierungs­
präsidenten in Augsburg zur Verfügung. Auch ist 
seitens des bayerischen Staatsministeriums des In-

. nern - Oberste Baubehörde - keineswegs die Zu~ 
stimmung des bayerischen Staatsministeriums der 
Finanzen eingeholt worden, um den Bau des Vv ohn­
gebäudes durch eine nicht zur Ausführung kom­
mende Baumaßnahme zu ersetzen oder den Neubau 
der Wohnung durch Einsparung bei anderen Bau­
maßnahmen zu ermöglichen. 

Durch das Landbauamt in Augsburg waren die 
Baupläne für das Regierungs-Wolmgebäude aus­
gearbeitet worden. Der 5. Bauplan wurde Ende Sep­
tember 1949 nach obertechnischer Prüfung der Ober­
sten Baubehörde in Miinchen zugeleitet. Diese hat 
mit Entschließung vom 8. Oktober 1949 der Regie­
rung in Schwaben einen Satz Baupläne mit Eintra­
gung der Angaben der ober- und obersttechnischen 
Prüfung zur Vv ei terbearbeihmg übermittelt. Der 
Schlußsalz dieser Entschließung: „Die Zuweisung 
der Mittel erfolgt mit gesonderter Entschließung" 
konnte nicht als eine Mittelzuweisung, sondern 
höchstens als eine Vornnzeige betrachtet werden; 
der Zeuge Berndt will sie als \Varmmg betrachlet 
haben. 

Am 10. Oktober l 949 wurde in Gegenwart des 
Regierungspräsidenten Martini mit Baumeister 
Deurer der Zuschlag fiir die ausgeschriebenen Bau­
arbeiten besprochen. Im Verfolg dieser Besprechung 
erhielt Baumeister Deurer am 11. Oktober 1949 den 
Zuschlag für das abgegebene Angebot; am 17. Ok­
tober 1949 hat Deurer mit den Erdarbeiten be­
gönnen. 

Nach dem Prüfungsbericht des Obersten Rech­
ntingshofs und auf Grund der Zeugenaussagen -

. mit Ausnahme der des Hegierungsbaudirektors Eii.el 
~ ist erwiesen, daß 

L in der Besprechung vom 30. September 1949 Yom 
Ministerialdirigenten Dr. Barbarino keine Zu­
sage für den Baubeginn des Wohng·ebäudes er­
teilt wurde und daß an diesem Tag die Bestim­
mungen des § 14 der Reichshaushaltsordnung 
nicht erflillt waren, 

2. am 11. Oktober 1949 an Deurer der Zuschlag für 
das abgegebene Angebot vom Regierungspräsi­
denten Martini erteilt wurde, obwohl die Mini­
sLeria leutschliefhmg vom 8. Oktober 1949 erst am 
t 7. Oktober 1949 bei der Reg·ierung von Schwa­
ben einging. Damit ist der Bau des Regierungs-

Wohngebäudes in Augsburg ohne Bewilligung 
von HaushalJsmiHeln uml olu1c Zusliuunung del:i 
bayerischen Staatsministeriums der Finanzen 
entsprechend dem Zusatzvermerk „in den ao. 
Haushaltsplänen 1948 und 1949" beg·onnen worden. 

Mit Vorhernote vom 14. Dezember 1949 der 
Obersten Baubehörde an das Staatsministerium der 
Finanzen "\-Vurde um eine Vorgriffsbewilligung auf 
das Rechnungsjahr 1950 fiir den Wiederaufbau deiil 
Wohngebäudes fiir den H.egierungspräsidenten in 
Augsburg, Kornhausg·asse 4, nachgesucht. Außerdem 
wurden Betriebsmittel noch fiir das 3. Rechnungs­
vierteljahr t 949 crbelen, da fiir dieses Bauvorhaben 
bereits Ausgaben in Höhe rn.11 rund 25 000 DM er­
wachsen waren. 

Da im Haushaltsplan 1949 Haushaltsmittel nicht 
bewilligt und das bayerische Staatsministerium der 
Finanzen entsprechend dem Vermerk „im Haus­
haltsplan" keine Zustimmung gegeben haHe, k.01q1-
len Betriebsmittel nicht zur Verfiigung gestellt 
werden. 

Unter Außerachtlassung· dieser Rechtslage hat 
die Oberste Baubehörde, ohne Betriebsmittel für 
den Neubau des Regierungs-\Vohngebäucles m 
Augsburg angefordert zu haben, aus der ihr be­
willigten Globalsumme für Baumaß.nahmen am 
28. Dezember 1949 und am 30. Januar 1950 Ab­
schlagszahlungen in Höhe von insgesamt 46482,77 DM 
geleistet. 

B. Tatbestand der Änderung des Gebäucle­
stauclplatzes 

Die Oberste Baubehörde als obersle F'ac:h­
behörde hatte sich auf Grund der ohersttechnischen 
Prüfung für einen Abstand von 8 m von der Nach­
bar-Nordgrenze enlschieden, während in einer Be­
sprechung· bei der Obersten Baubehörde zwischen 
Reg·ierungsbaudirektor Eitel und Regierungspräsi­
denten Martini, sowie den Regierung·sbaudireHoren 
Bauscliinger und Vollert iiber einen Abstand von 
5 m verhandelt worden war. 

Mit den Erdarbeiten war am 17. Oktober 1949 
begonnen worden. Nach dem bauamtlichen Bautage­
buch waren am 9. Novembet 1949 die Fundamente 
des 2. Kellerg·eschoß.es ausgehoben, alle Vorberei­
tungen zum Betonieren am l 0. November 1949 ge­
troffen. Für den 10. November 1949 weisl das bau­
amtliche Bautagebucl1 nachstehenden Eintrag aus: 

Am 10. November 1949: Auf Weisung der· 
Reg·ierung soll der Gebäudeäbsland zur Nord­
grenze verring·ert werden. Endgii lüge Wei­
sung noch nicht vorhanden. Arbeiten an der 
bisher geplanten und ausgeführten Baugrnbe 
bis zum Entscheid eingestellt. 

In seiner Zeug·enaussage hat Regierungspräsident 
Martini selbst gestanden, daß er die Weisung zhr 
Einstellung der Bauarbeiten am 9. November 1949 
gegeben hat. Er sei am Bauplatz am 9. November 
1949 von Regierungsbaudirektor Bauscllinger zwar 
darauf hingevriesen worden, daH der Ban der oberst­
technischen Priifung entspreche, er habe aber ge­
glaubt, daß bei irgendeiner Stelle ein Fehler unter­
laufen sei, weil der Abstand von 5 m, wie in der 
Besprechung am 24. September 1949 erörtert, nichi 



eing·ehalten worden sei. über die Maßnahmen, die 
nach seiner Einstellungsverfi.igung g·etroffen wurden, 
sei er nicht unterrichtet worden. 

Die auf Grund der obersttechnischen Prüfung 
genehmigten Baupläne waren die RechtsgTuncllage 
flir den Bau und konnten von Regierungspräsiden­
len Martini weder in baupolizeilicher Hinsicht noch 
als kUnftiger Mieter geändert werden. Die Bauein­
slellungsverfügung war damit eine eigenrnächlige 
Handlung, die Regierungspräsident Martini zu ver­
helen hat. 

C. Tatbestand cler Haushaltsiiberscl1reitungen 

Tn den außel'Otdentlichen Haushaltsplan 1950 
wurden als Bausumme fiü das Regierungswohn­
gebäude HO 000 DM eing·esetzt. Mit dem für 1949 
bereits verausgabten Betrag in Höhe von 46482,77 DM 
standen rund 156 000 DM zur Verfügung. Dieser Be­
Lr-ag· entsprach der KosLeuberechnung nach den 
ohersttechnisch geprüften Zeichnungen und dem 
Kostenvoranschlag. Die tatsächlichen Gesamtkosten 
belaufen sich auf 180 843.91 DM 
gegen i:iber dem Kostenvoranschlag von 156 ooo.- DM 

befrägt die Baukostenüherschreitung 24 843.91 DM 

Nach dem Bericht des Obersten Rechnungshofs 
vom 18. Januar 1954 setzt sich diese Baukostenüber­
schreitung zusam.men aus: 
1. Ve.rlorenem Bauaufwand iufolg·e 

Baueinstelh1ug 4 759.- DM 

2. Kosten für Trockenhaltung der 
Neubauräume 127.- DM 

3. Arbeiten, die zwar zweckmäßig· je-
doch nicht veranschlagt waren 3 068.95 DM 

4 Arbeiten, die entbehrlich und nicht 
veranschlagt waren und Arbeiten, 
die veranschlag·t aber besser aus­
geführt wurden, ohne daß Mittel 
zur Verfügung standen, und zwar 
1. durch Einbau von 

Schränken 2 000.- DM 
2. durch Anbringung 

emer Heizkörper­
verkleidung· 

3. für Asphaltierung·s­
arbeilen bei den 
Außenanlag·en 

4. für Gartengeräte­
bau 

5. für Tapeten 

6. für bessere Ausge­
staltung· des Gar-
tenhauses mit Per­
gola 

7. für Mehrraum­
kachelofen 

8. fiir Spi.ilbecke11 rn 
der Küche rn Ni­
ros ta-A usführun g 

9. für überdachte Vor­
fahrt mit Balkon 

1725.-DM 

13l8.03DM 

665.-DM 
448.91 DM 6 156.94 DM 

2 376.42 DM 

1271.-DM 

5JO.-DM 

1139.- DM 5 296.42 DM 

5. durch anfallende Zinsbeträge, die 
durch ungedeckte Firmenrechnun­
gen entstanden sind 

6. für verlorene11 Bauaufwand infolge 
iiachträglicher 1-inclerungen 

7 Kosten infolge der inzwischen ern­
getretenen Teuerung 
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t 730.21 DM 

345.74DM 

3359.65DM 

24843.91 DM 

Dieser Mehraufwand wurde durch Arbeiten veran­
laßt, die im Baukostenanschlag· nicht enthalten 
waren oder die geg·enüber den einfachen, veran­
schlagten Arbeiten besser ausgefülut wurden, so­
wie durch die inzwischen eingetrel:ene Teuerung. 

D. Erg·ehnis der Priifung durc11 den Unter~ 
suchu.ngsausschuß 

Zu den Baukostenmehrungen durch Änderung 
des Gebäudestandplatzes nach Baubeginn hat der 
Untersuchungsausschuß folgendes festgestellt: Nach 
dem Bericht des Obersten Rechnungsho{s entstand 
ein verlorener Bauaufwand in Höhe von 4759 DM. 
Der Untersuchungsausschuß hält den Abzug von 
2280 DM für unvorhergesehene Arbeiten, die auch 
'ohne Änderung des Gebäudestandplatzes entstan­
den wären, für gerechtfertigt. Der wirkliChe Mehr­
aufwand, der durch die Änderung des Gebäude­
standplatzes nach Baubeginn erwachsen ist, beträgt 
demnach 2479 DM. 

Ferner hälJ der Untersuchungsausschuß bei der 
Ausführung zwar zweckmäfüg·er, jedoch niCht ver-
anschlagter Arbeiten in Höhe von 3 068.95 DM 
für erwiesen, daß ein Betrag von 1 390.95 DM 
för Bodenbeläge und Fenstergitter ver-
tretbar und deshalb abzuziehen ist, so 
daß der wirkliche· Mehraufwand for 
zwar, zweckmäfüge, aber nicht veran-------
schlagte Arbeiten 1 678.- DM 

beträgt. 

Außerdem hat sich der Untersuchungsausschuß 
bei der Überprüfung entbehdicher, nicht veran­
schlagter Arbeiten dahingehend entschieden, daß die 
Aufwendung für die Heizkörperverkleidung mit 
:1725 DM vertretbar und deshalb abziehbar ist. Die 
gleiche Auffassung vertritt der Untersuchungsaus-. 
schuß mit Rücksicht auf die g·ering·fügige Höhe des 
Betrages bei den Kosten für Troclcenhaltung· der 
Neubauräume mit 127 DM und beim verlorenen 
Bauaufwand infolge nachträgliclier Änderungen mit 
345.74 DM. Die Kosten infolge der Teuerung. in 
Höhe von 3359.65 DM hat der Untersuchungsaus­
schuß ebenfalls nicht beanstandet. Andererseits 
kommt zu der vom Obersten Rechnungshof fest­
gestellten Baukostenüberschreitung· von 24 843.91 DM 
der Betrag von 4270 DM für das Gartenhaus und 
für die Pergola hinzu, da sie im Baukostenvoran­
schlag nicht enthalten waren. Es ergibt sich demnach 
folgende, tatsächliche. Baukostenüberschreitung laut 
Bericht des Ohersten Rechnungshofs vom 18. Januar 
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1954 in Höhe von 24843.91 DM 
zuzüglich des Betrages für das Garten-
haus und die Pergola mit 4 270.- DM 

Das ergibt zusammen einen Betrag von 29 113.91 DM 
hiervon ab laut den Beschlüssen des 
Untersuchungsausschusses: 
verminderter Mehrauf-
wand infolge der Bauein-
stellung 2 280.- DM 
für Bodenbeläge und 
Fenstergitter 1 390.95 DM 
fi.ir Heizkörperverklei• 
dung 1 725.- DM 
für das Austrocknen 127.- DM 
für nachträg·liche Ände­
ru.ng·en 
für Mehrkosten infolge 
der Teuerung 
Abzüge insg·esamt 

345.74DM 

3 359.65DM 

Demnach beträgt die den Verantwort­
lichen zur Last zu legende Baukosten­
iiherschrei tung 

9228.34DM 

19 885.57DM 

E. Verantwortlichkeit für vorzeitigen Baubeginn, 
Leistung von Abschlagszahlungen und Baukosten­

iiberschrei tungen 

1. Der vorzeitige Baubeginn stellt eine Verletzung 
der Reichshaushaltsvorschriften dar. Die Ver­
antwortung· hierfür trägt Regierungspräsident 
Martini. 

2. Die Abschlagszahlungen in Höhe ven 46482,77 DM 
am 28. Dezember 1949 und am 30. Januar 1950 
stellen eine Verletzung der Reichshaushaltsvor­
schriften dar, weil weder das Bauobjekt noch die 
Baumittel im Haushaltsplan 1949 eingesetzt 
waren. Die Verantwortung hierfür trägt Amt­
mann Obenneier von der Obersten Baubehörde. 

3 Für den Baukostenmehraufwand 
infolge der Baueinstellung in Höhe 
von . 
ist Regierung·spräsident 
verantwortlich. 

Martini 

4. Regierungspräsident Martini und 
die Baudirektoren Bauschinger 
und V ollert, alle drei gemeinsam, 
tragen die Verantwortung für: 
die Ausführung zwar zweckmäßi­
ger, jedoch nicht veranschlagter 
Arbeiten in Höhe von . 
für die Einbauschränke in Höhe 
von 
für die Asphaltierungsarbeiten bei 
den Außenanlagen 
für den Gartengerätebau mit 
für die Reparaturen mit . 
für den Mehrraumkachelofen mit 
für Spülbecken in der Küche in 
Nirosta-Ausführung· . . 
für die anfallenden Zilisbeträge, 
die durch ungedeckte Firmenrech­
nung·en entstanden sind 

2479.- DM 

1678.- DM 

2000.- DM 

1318.03 DM 
665.- DM 
448.91 DM 

1271.- DM 

510.- DM 

1 730.21 DM 

5. Verantwortlicluiind die RegierungR­
baudirektoren Bauschinger und 
Vollert gemeinsam für: 
die Errichtung des Gartenhauses 
mit Pergola . 4 270.- DM 
für die bessere Ausgestaltung des 
Gartenhauses mit Pergola 2 376,42 DM 
für die überdachte Vorfahrf mit 
Balkon mit . 1139.- DM 

19 885.57 DM 

F. Dienst- oder Mietwohnung 

Bis zum Jahre 1933 war das Gebäude in Augs­
burg, Kornhausg·asse 4, die Regierungsdienstwoh­
nung für den jeweiligen Regierungspräsidellten. 
Nach der Machtergreifung· durch die Nationalsoziali­
sten war in diesem Gebäude die Gauleitung der 
NSDAP. Da der Gauleiter als Regierungspräsident 
nicht in diesem Gebäude 'wohnte, war es ein Büro­
haus geworden. In der Nacht vom 25./26. Februar 
1944 wurde das Gebäude durch Fli~gerbomben zer­
stört und ist in den Jahren 1949/50 im wesentlich 
verkleinertem Umfange wieder aufgebaut worden. 

Am 23. Oktober 1950 wurde das neuerbaute 
Wohngebäude dem Regierungspräsidenten Martini 
übergeben. Dieser ist am 6. November 1950 in die 
Wohnung eingezogen. Da das Gebäude vor 1933 das 
Dienstwohngebäude des Regierungspräsidenten war 
und da im ao. Haushalt für 1950 die Bausumme für 
den Wiederaufbau der Präsidial-Wohnung eingesetzt 

_ ·worden ist, nahm die Oberfinanzdirektion München, 
Zweigstelle Augsburg bei der Festsetzung der Miete 
an, daß es sich um die Dienstwohnung für den Re­
gierungspräsidenten Martini handelt. Diese An­
nahme war aber irrtümlich. Eine Zuweisungsverfü­
gung durch das Staatsministerium des Innern war 
nicht ergangen. Für den restlichen Teil des Etat­
jahres 1950 hatte der Staatsminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Staatsminister der Finanzen 
die Wohnung nicht als Dienstwohnung erklärt. In 
den Haushaltsplänen ab 1951 war die Wohnung als 
Dienstwohnung auch nicht vermerkt. Danach hat 
die Oberfinanzdirektion Münclien, ZweigstelleAugs­
burg, mit Verfügung vom 18. Dezember 1951 die 
Wohnung des Reg·ierung·spräsidenten Martini zu 
unrecht als Dienstwohnung behandelt und die 
Dienstwohnungsvergiitung in Höhe des Wohnungs­
geldzuschusses von ,jährlich 1 728.- DM= monatlich 
144.- DM zu unrecht festgesetzt. 

Erst mit FME. vom 1. Juli 1952 wurde der Ober­
finanzdirektion München, Zweigstelle Augsburg, mit­
geteilt, daß nicht beabsichtigt sei, das staatliche 
Wohnhaus zur Dienstwohnung des Regierungspräsi­
denten Martini zu erklären. Es sei mit Regierungs­
präsidenten Martini mit Wirkung vom 1. Juni 1952 
ein Mietvertrag vorbehali.lich der Genehmigtmg 
durch das Staatsministerium der Finanzen abzu­
schließen; der Mietzins könne bis auf ein Fünftel 
der Bruttodienstbezi.ige des Regierungspräsidenten 
(ohne Kinderzuschläge) herabgesetzt werden; mit 
der Behandlung des Anwesens als Dienstwohnung 
fi.ir die Zeit vor dem L Juni 1952 sollte es sein Be­
wenden haben. Ein sol~her Mietvel'trag wurde aber 



nicht abgeschlpssen, da Regieru'ngspräsicl.ent MarLini 
erklärte, dieserhalb mit den· maßgebenden Stellen 
persönlich' zu verhandeln. 

Auf Grund der Vorsprache des Regierungsprä­
sidenten Martini beim Staatsminister des Innern und 
beim Staatssekretär im Staatsministerium des Innern 
hat der Ministerrat am 16. Juni 1953 beschloss.en: 

„Nach kurzer Aussprache wird mit Mehr­
heit beschlossen, die 'ir../ ohnungsmiete für das 
Dienstgebäude des Regierungspräsidenten von 
Augsburg auf die Höhe seines ·w ohnungsgelcl­
zuschusses festzulegen." 

Das Staatsministerium der Finanzen hat darauf­
hin mit Note vom 23. Juni 1953 das Staatsministe­
rium des Innern von diesem Beschluß verständigt, 
das Gebäude auf den Haushalt des Staatsministe­
riums des Innern überwiesen und um weitere Ver­
anlassung gebeten. In einer Vormerkung zu beiden 
Entwürfen des F~nanzministers ist ausgeführt, daß. 
auf Grund des Ministerratsbeschlusses die Wohnung 
rückwirkend ab 1. Juni 1952 als Dienstwohnung zu 
behandeln sei. 

Die Oberfinanzdirektion München, Zweigstelle 
Augsburg, hat auf Grund dieser Entschließung der 
StMclF. unter dem 8. Juli 1953 die Dienstwohnungs­
Yergi.ilung eiuschliefüich Hausgarten auf jährlich 

• ;:J 935.40 DM mit der Maßgabe festg·esetzt, daß die 
Dienstwohnungsvergütung sich auf den Betrag des 
jeweiligen -Wohnungsgeldzuschusses ermäßige. Diese 
Festsetzung wurde mit '\Virkm1g vom 1. Juni 1952 
an getroffen und dem Regierungspräsidenten Mar­
tini mit Besclnverdebelehrung zugestellt. Diese rück­
wirkende Festsetzung findet in der Ministerialent­
schließung vom 8. Juli 1953 keine Stütze. Durch Ent­
schliefümg des Staatsministeriums des Innern vom 
24. August 1953 wurde· die Wohnung mit -Wirkung 
bis zum Ende des laufenden Rechnungsjahres dem 
Regierungspräsidenten Martini als Dienstwohnung 
zugewiesen. Da eine Riickwirkung ab 1. Juni 1952 
nicht festgelegt ist, weicht die Verfügung der Ober­
finanzdirektion München, Zweigstelle Augsburg, vom 
8 Juli 1953 in diesen Punkten von der .erwähnten 
Entschließung des Staatsministeriums des Innern 
vom 24. August 1953 ab. 

lm Haushaltsplan 1954 03 Kap. 08 Tit. 10.l war die 
'Wohnung als Dienstwohnung ausgebracht. Dieset· 
Vermerk isf durch den Beschluß. des Ministerrats 
vom 27. April 1954 riickgängig gemacht worden. Da­
mit soll also die \~T ohn ung des Regierungspräsiden­
ten Martini nicht als Dienst-, sondern als Mietwoh­
nung geHen. 

Dadurch, daH die Zuweisungsverfügung als 
Dienstwohnung fehlte und die Wohnung als Dienst­
wohnung in den Haushaltsplänen nicht ausg·ewiesen 
war, ist sie bis zum 24. August 1953 zu unrecht als 
Dienstwohnung behandelt worden. Der Beschluß. des 
Ministerrats vom 16. Juni 1953 hat für die Behancl-
1 nng der Wohnung als Dienstwohnung Gültigkeit 
bis zum 3.1. März 1954. Ab L April 1954 ist numnehr 
ehe '\Vohnung wieder als Mietwohnung zu behandeln. 

Die Nichtbeachtung der gesetzlichen und haus­
haltsrechtlichen Vorschriften bedeutet für den Baye­
rischen Staat für die Zeit vom L November 1950 bis 
August 1953 einen Schaden von rund 7 000 DM. 

Dä die \;y ohnm1g· des. Hegierui1gspräsicleni.en bis.: 
zum Jahre 1933 Dienstwohnung war und nach Aus-' 
weis des ao. Haushalts 1950 das Regierungs-Wohn­
gebäude wieder aufgebaut werden sollte, konnte die 
Oberfinanzdirektion München, Zweigstelle Augs­
burg, annehmen, daß das neuerbaute Wohnhaus 
auch wiederum als Dienstwohnung verwendet wer­
den soll. Dieses geht aQch daraus hervor, daß der 
Oberfinanzdirektion München, Zweigstelle Augs~ :' 
burg-, erst mit Verfügung vom L Juli 1952 mitgeteilt' ,„ 

wurde, daH nicht beabsichtigt sei, das staatliche 
'\i\T ohnhaus zur Dienstwohnung des Regierungsprä- ' 
sidenten zu erklären. Dee Fehler liegt darin, daß 
die Zuweisungsverfi.igung nicht erlassen wurde ünd 
clafl der entsprechende Vennerk über die Dienst~· 
wohnung in den I-IaushaHsp] ti.11en nicht eingesetzt 
worden war. Hierfiir sind die maßgebenden Bean.1-• 
ten des Staatsministeriums des Innern und des 
Staatsministeriums der Finanzen verantwortlich. 
Falls der Beschluß des Ministerrats vom 16. Juni 
1953. deshalb zustande gekommen ist, weil Regie- -
rungspräsident Martini auf seine große Kinderzahl 
hn]gewiesen hat, obwohl diese erwachsen sind und 
weil er das Besitztum seines eigenen '\Volmgebämles 
in München verschwiegen hat, so wiirde der Beschluß· 
des Ministerrats vom 1.6. Juni 1953 unter falschen . 
Voraussetzungen zustande gekommen sein. Hierfür. 
frägt dann H.egienuigspräsident Martini die Verant- , 
wortung. Die Staatsregierung hat diese Tatsache voiri'-, 
politischen und beamtenrechtlichen Standpunkt ent_:­
sprechend zu würdigen. 

G. Rechtsg'l"undlngen für die Ergebnisse cles Unfei·~ 
such ungsa usscl1 u.sses 

Nach Artikel 55 der bayerischen Verfassung 
wird die Staatsverwaltung IHlch der Vedassung, den 
Gesetzen und dem Haushaltsplan geführt. Ergänzend 
dazu schreibt § 25' der ReichshaushaHsordmmg vor, 
daß die Einnahmen und Ausgaben des Staates nach 
dem Hat1shaltsgesetz und dem Haushaltsplan ver-'. 
'rnltet werden. Diese Vorschriften schließen haus­
haltsrechtlich die Möglichkeit aus, bauliche Unter"'. 
nehmungen zu beginnen, ehe zu ihrer Ausführung . 
Ausgabemittel durch den Haushaltsplan in Verbii1-. 
clung mit dem Haushaltsgesetz vom Landtag· bewiJ:'. 
ligt worden sind. Der vorzeitig·e Banbeginn im 
Oktober 1949 hinsichtlich des erst: durch das·, 
Haushaltsgesetz für das Hecbnungsjahr 1950 ge­
nehmig·ten Bauwerks verstößt daher gegen den 
elementaren· Grundsatz der Bindung· der Ven1ial.-, · 
i.ung an das Haushaltsgesetz und den Haushaltsplan, · ' 
der für das Rechnungsjahr 1949 Ausgabemittel für, 
das Wohngebäude in Augsburg nicht vorsah (vgl. -
§ 30 RHO.), und bedeutet, eine Mißachtung des par­
lamentarischen Buclgetrechls. Nach Lage der Ver­
hältnisse sind die im Rechnuugsjnlu· .1949 geleisteten 
Ausgaben als au ßerplanmäfüg·e Ausgaben zu be­
handeln (§ 74 RHO.). Die Zustimmung tles Staais­
ministeriums der Finanzen (§ 33 RHO.) und die Ge-·_ 
nelunigung des Landtags (§ 83 RHO.) zu den auß.er­
planmäfügen Ausgaben lagen ebenfalls nicht vor.· 

Nach § 45 RHO. sind der Ausführung ,·on Bau­
ten ausführliche Bauentwurfszeichnungen und Ko„ 
stenberechnung·en zugrundezulegen. Die Vorschrift 
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yerweist auf § 14 RHO., setzt also YOraüs, <laß vor 
Beginn der Bauausführung die Ausgaben in den 
Haushalisplan für das dem Baubeginn entspre­
chende Rechmrngs,jahr eingestellt worden sind, daß 
die Pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen, 
aus denen die Art der Ausführung und die Kosten 
der baulichen Matinahmen dsichtlich sind, für die 
flaushaltsberatung vorgeleg;en haben, und daß die 
Ausgaben haushaltsmi:ifüg dnrch das Parlament he­
willig t worden siud. Keine dieser Voraussetzungen 
war beim Beginn der Bauausführung· im Oktober 
1949 gegeben. Die Baumaßnahme ist nicht in das 
Sonderverzeichnis zum ao. Haushalt t 949 aufge11om-

. men und genehmigt worden. Auch liegt die Zustim­
mung· des S~aatsministeriums der Finanzen, die an 
sich auf Grund des Haushalisvermerks zum ao. Haus­
li~1H hätte erteilt werden können, nicht vor. 

Betriebsmittel l-.önnen einer Verwal tungsbe­
hörde nur im Rahmen der zur V crfügung stehenden 

Haushaltsmitlel zugeteilt werden. Nach § 48' Ahs. 3 
RWB. müssen sich die für Haushaltsausgaben ange­
forderten Beträge im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Ausgabemittel halten. Da der Haushalts­
plan für das Rechnungsjahr 1949 das Bauprojekt 
nicht vorgesehen hat und eine Ermächtigung des 
Staatsministeriums der Finanzen zur Ausführung 
des Baues anstelle eines Yorgesehenen, aber nicht 
ausgeführten Baues nichl erteilt wurde, durfte die 
H.eg·ierung von Schwaben bzw. das Landbanamt in 
Augsburg· Betriebsmittel nicht anfordern und die 
Oberste Baubehörde durfte die augeforclcrten Be­
triebsmittel i11 Summe von 46 482.77 DM nicht zu­
teilen. 

M ü n c h e 11 , den 25. Juni l 954 

Der Voi·sitzende: 
Dr. Bunga1·tz 


